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Unternehmensteuer

BFH: GewSt auf Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an
PersGes durch nicht natürliche Personen ist verfassungsgemäß

Mit Urteil vom 10.04.2018 (1 BvR 1236/11) hat das BVerfG entschieden, dass die Einführung
der Gewerbesteuerpflicht für Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer
Mitunternehmerschaft durch § 7 S. 2 Nr. 2 GewStG im Juli 2002 ist verfassungsgemäß ist. 
                                                                                                                                             

BFH-Urteil vom 22.07.2010:
Es ist mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar,
dass nach § 7 Satz 2 GewStG Gewinne, die bei der Veräußerung von Anteilen an einer
gewerblichen Personengesellschaft durch eine nicht natürliche Person erzielt werden, der
Gewerbesteuer unterliegen, während Veräußerungen durch eine natürliche Person nicht
mit Gewerbesteuer belastet sind. Im Urteilsfall hatten Kapital- und Personengesellschaften
sowie eine Stiftung ihre Anteile an einer GmbH & Co. KG veräußert.

Sachverhalt
Die Klägerin ist eine Kommanditgesellschaft, deren Komplementärin eine OHG ist.
Kommanditisten der Klägerin waren neben der D-GmbH eine Stiftung, vier
Kommanditgesellschaften, eine weitere GmbH und natürliche Personen. Die Klägerin ist
gewerblich tätig und hält Beteiligungen an zahlreichen Kapitalgesellschaften. Mit Ausnahme
der D-GmbH veräußerten sämtliche Kommanditisten der Klägerin ihre Kommanditanteile in
2002 an die A-GmbH. 

In ihrer Gewerbesteuererklärung für das Streitjahr (2002) erklärte die Klägerin
Veräußerungsgewinne i.S. des § 7 Satz 2 GewStG i.d.F des StBAÄG (GewStG n.F.)
Erklärungsgemäß setzte das Finanzamt den Gewerbesteuermessbetrag fest. Die Klägerin
machte mit ihrem Einspruch geltend, § 7 Satz 2 GewStG n.F. sei verfassungswidrig und
beantragte den Gewerbesteuermessbescheid 2002 dahin zu ändern, dass der
Gewerbesteuermessbetrag 2002 ohne Einbeziehung der von den Kommanditisten erzielten
Veräußerungsgewinne festgesetzt wird. Der Einspruch hatte keinen Erfolg. Das FG wies die
Klage ab. Es hielt die Einbeziehung des Veräußerungsgewinns nach § 7 Satz 2 GewStG n.F.
nicht für verfassungswidrig.

Entscheidung
Die Klage gegen den Gewerbesteuermessbescheid 2002 ist unbegründet und daher
abzuweisen. Es ist mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, dass Kapitalgesellschaften einerseits und
natürliche Personen andererseits bei § 7 Satz 2 GewStG n.F. unterschiedlich behandelt
werden. Denn diese Vergleichsgruppen unterscheiden sich grundlegend voneinander. Dem
Gesetzgeber ist es insoweit unbenommen, im Rahmen der Gewerbesteuer an die
Rechtsform unterschiedliche Rechtsfolgen zu knüpfen. Darüber hinaus verstößt § 7 Satz 2
GewStG n.F. auch nicht deswegen gegen den Grundsatz der Besteuerung nach der
Leistungsfähigkeit, weil - wie die Klägerin meint - die Gesellschaft, deren Anteile veräußert
würden, mit der Gewerbesteuer belastet werde, während der die Steuerpflicht auslösende
Ertrag auf der Ebene des Gesellschafters erzielt werde. Denn jedenfalls steht mit Art. 3 Abs.
1 GG im Einklang, bei der Gewerbesteuer an die Leistungsfähigkeit der Gesellschafter einer
Personengesellschaft anzuknüpfen. Diese sind nämlich ungeachtet der
Steuerschuldnerschaft der Personengesellschaft auch bei der Gewerbesteuer die (Mit-
)Unternehmer. 

Ferner ist mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, dass § 7 Satz 2 GewStG n.F. zwischen
Personengesellschaften und natürlichen Personen unterscheidet. Der Gewinn i.S. des § 7
Satz 2 GewStG n.F. gehört nur insoweit nicht zum Gewerbeertrag einer
Mitunternehmerschaft, als er auf eine natürliche Person als unmittelbar beteiligter
Mitunternehmer entfällt. Soweit der Gewinn auf eine beteiligte Personengesellschaft
entfällt, ist er hingegen Teil des Gewerbeertrags. Diese unterschiedliche Behandlung ist



durch einen besonderen Grund, nämlich das Ziel des Gesetzgebers, Steuerumgehungen zu
verhindern, gerechtfertigt. Steuerumgehungen zu verhindern ist ein legitimes Ziel der
Gesetzgebung. Vermieden werden sollte, dass Kapitalgesellschaften Einzelwirtschaftsgüter,
die bei ihrer Veräußerung mit Gewinn der Gewerbesteuer unterliegen, steuerneutral auf
eine Personengesellschaft übertragen und anschließend die Beteiligung an der
Personengesellschaft gewerbesteuerfrei veräußern können. "Insbesondere" zu diesem
Zweck hat der Gesetzgeber § 7 Satz 2 GewStG n.F. geschaffen. Im Rahmen seines weiten
Gestaltungsspielraums bei der Ausgestaltung der Missbrauchsvorschrift durfte der
Gesetzgeber auch zwischen unmittelbar beteiligten natürlichen Personen und mittelbar
beteiligten natürlichen Personen unterscheiden.

Betroffene Norm
§ 7 Satz 2 GewStG i.d.F. des StBAÄG
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Englische Zusammenfassung
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